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sind rund 100 Millionen Euro aus Son-
dermitteln der Konjunkturprogramme.
Gegenüber dem Vorjahr sind die Bun-
desmittel für den Bundesfernstraßenbau
im Land damit um 90 Millionen Euro zu-
rückgegangen.

460 Millionen Euro für Bundesfernstraßen im Südwesten

Das Bundesministerium für Verkehr, Bau
und Stadtentwicklung (BMVBS) stellt
dem Land in diesem Jahr 460 Millionen
Euro für die Erhaltung und den Ausbau
von Bundesautobahnen und Bundes-
straßen zur Verfügung. Darin enthalten

Verkehrspolitik Wirtschaftsrat: 600 Millionen
Euro Einsparungen jährlich

STUTTGART/BERLIN. Auf der Ka-
binettsklausur der Bundesregie-
rung in Schloss Meseberg schlägt
die Stunde der Wahrheit. Will man
die Vorgaben der Schuldenbremse
erfüllen, muss Bundesfinanzminis-
ter Wolfgang Schäuble (CDU) bei
der aktuell erwarteten Wirtschafts-
entwicklung jährlich zehn Milliar-
den Euro weniger ausgeben. Schäu-
ble hat seinen Kabinettskollegen
daher auch bereits konkrete Spar-
vorgaben gemacht. Danach soll ne-
ben dem Verteidigungsminister vor
allem Verkehrsminister Peter
Ramsauer (CSU) den Gürtel enger
schnallen. Schäuble fordert von
ihm, im Jahr 2011 knapp 260 Millio-
nen Euro und in den Folgejahren
mehr als eine halbe Milliarde Euro
jährlich einzusparen. Schon jetzt ist
klar: Eine Einigung wird schwer.
Denn Ramsauer kündigte bereits
an, weiter „auf hohem Niveau in
Schiene, Straße und Wasserwege
investieren“ zu wollen.

Aufgaben zwischen Bund und
Ländern besser koordinieren

Dabei wären die Sparanstrengun-
gen im Verkehrsministerium viel-
leicht auf ganz andere Weise zu
schultern. Wenn es etwa nach dem-
Wirtschaftsrat der CDU ginge,
könnte dies sogar ohne Abstriche
an der Verkehrsinfrastruktur ge-
schehen. Zusammen mit 16 führen-
den Verbänden und Institutionen

der Verkehrs- und Bauwirtschaft
sowie der Industrie und des Han-
dels haben die Wirtschaftsexperten
unter dem Titel „Mehr Straße für
den Euro“ jetzt ein Konzeptpapier
vorgelegt, das riesige Einsparpo-
tenziale in der Erhaltung und Be-
wirtschaftung der Bundesfernstra-
ßen offenlegt: „Es geht um ein Volu-
men von etwa 600 Millionen Euro
pro Jahr“, erklärt der Generalsekre-
tär des Wirtschaftsrats, Wolfgang
Steiger. Dieser Betrag ließe sich ein-
sparen, wenn die Aufgabenzuord-
nung zwischen Bund und Ländern
besser koordiniert, Verwaltungs-
strukturen optimiert und Investi-
tionen am tatsächlichen Bedarf
ausgerichtet würden, sagt er.

Kernpunkt des Konzepts ist eine
Leistungs- und Finanzierungsver-
einbarung zwischen Bund und Län-

dern, die im Auftrag des Bundes die
Bundesfernstraßen bewirtschaf-
ten. Darin ist vorgesehen, dass der
Bund den Ländern einen festen Be-
trag für Erhaltungsinvestitionen
zur Verfügung stellen solle. Im Ge-
genzug verpflichten sich die Län-
der, das Straßennetz in einem ge-
meinsam mit dem Bund definier-
ten Zustand zu halten. Die Verein-
barung soll statt auf jährlichen Ab-

sprachen auf einer Laufzeit von fünf
Jahren basieren.

„Das Kernproblem ist, dass die
Erhaltungsmittel derzeit nur jähr-
lich zur Verfügung stehen“, erläu-
tert Frank Schmid, Geschäftsführer
der Schmid Mobility Solutions
GmbH, die an der Erstellung des
Konzepts mitwirkte. Das habe zur
Folge, dass langfristige Beschaf-
fungsverträge zu günstigeren Kon-

ditionen gar nicht möglich seien.
Stattdessen würden Restmittel oft
im Dezemberfieber zum Jahresen-
de in weniger vordringliche Projek-
te gelenkt, um budgetären Einbu-
ßen vorzubeugen. Ein weiteres Pro-
blem sei, dass die Verkehrsverwal-
tung Ausschreibungen in aller Re-
gel kurzfristig durchführen müsse,
was die Preise für Erhaltungsmaß-
nahmen nach oben treibe. Schmid
kritisiert auch, dass Losgrößen oft
nicht optimal zusammengefasst
würden. „Würde man Erhaltungs-
maßnahmen bündeln, könnte man
diese günstiger beschaffen“, sagt er.
Schmid bemängelt zudem, dass Er-
haltungsmaßnahmen zu oft nach
Kassenlage durchgeführt würden.
Dagegen könne man erheblich spa-
ren, wenn der für die Erhaltung op-
timale Zeitpunkt richtig gewählt
würde. Vielfach sei das nicht der
Fall, was die Kosten für Erhaltungs-
aufwendungen in die Höhe treibe.

Effizienzrenditen
von 20 Prozent und mehr

„Im Kern ist diese Idee gut“, sagt
Gert Klaiber, der Leiter der Abtei-
lung Straßenwesen im Verkehrsmi-
nisterium Baden-Württemberg.
„Wenn ich eine Autobahn oder Brü-
cke zu lange kaputt rumstehen las-
se, dann geht die mir in der Sub-
stanz kaputt, und dann wird die Sa-
nierung zu einem späteren Zeit-
punkt umso teuerer“, sagt er. Mit ei-
ner optimalen Sanierungsstrategie
ließe sich mit Sicherheit eine Effi-
zienzrendite von 20 Prozent und
mehr erwirtschaften, schätzt auch
Klaiber. „Nur, wenn wir den Sanie-
rungsstau beseitigen wollten, dann
müssten wir in relativ kurzer Zeit
sehr viel Geld in die Hand nehmen.
Das haben wir jedoch nicht.“

Kommentar auf Seite 2.

Die Bundesregierung will An-
fang Juni die Eckpunkte für die
mittelfristige Finanzplanung
festlegen. Im Verkehrsressort
soll dabei deutlich gespart wer-
den. Ein Konzept des Wirt-
schaftsrats der CDU zeigt nun,
dass gerade beim Erhalt der
Bundesfernstraßen erhebliche
Einsparpotenziale möglich sind.

Von Wolfgang Leja

Baustellen sind ein alltägliches Bild auf Autobahnen im Land: eine optimale Sanierungsstrategie könnte ihre Zahl verringern. FOTO: DPA

MEHR ZUM THEMA

Empfehlungen des Wirtschaftsrats der CDU
„Mehr Straße für den Euro“ unter:
www.wirtschaftsrat.de

Vorschläge zur

Vereinfachung

des Steuerrechts

STUTTGART. Erst war die Krise,
jetzt geht es ans Sparen: Wie in an-
deren Mitgliedsstaaten der Euro-
päischen Union muss in Deutsch-
land die Lücke zwischen regelmä-
ßigen Einnahmen und Ausgaben
verkleinert werden. Das gilt auf
Bundes-, wie auch auf Länder- und
kommunaler Ebene.

Die Länderfinanzminister ha-
ben nun Vorschläge gemacht, das
Steuerrecht zu vereinfachen. (sta)

Siehe auf Seite 2.

Ruf nach

besserem Schutz

vor Hochwasser

MAINZ/STUTTGART. Um-
weltschützer fordern für den
Rhein einen besseren Hoch-
wasserschutz mit naturnahen
Überflutungsflächen. Bislang
ständen oft die Interessen der
Landwirte dagegen, kritisierte
die Arbeitsgruppe Rhein des
Bundes für Umwelt und Na-
turschutz Deutschland
(BUND) an diesem Donners-
tag in Mainz: „Das Hochwas-
ser an Oder und Weichsel
muss Mahnung für die dem
Rhein anliegenden Bundes-
länder sein, den dringend er-
forderlichen Hochwasser-
rückhalt im Rheineinzugsge-
biet zu forcieren.“

Die Vorsitzende des BUND
in Baden-Württemberg, Brigit-
te Dahlbender, sprach von ei-
ner massiven Gefährdung der
Rheinanlieger. Das sei ein
Skandal. (lsw)

Politik & Verwaltung

Haushalte unter
Kontrolle
Nach den leidvollen Erfahrungen
mit Griechenland will man bei der
Europäischen Union die Etats der
Mitgliedsländer früher und genauer
prüfen als bislang. Das hat auch Aus-
wirkungen auf die Bundesländer in
Deutschland. Seite 5

Bildung & Wissenschaft

Ingenieure wollen
Diplom behalten
Die Technischen Universitäten wol-
len den Abschluss Diplom-Inge-
nieur beibehalten. Nun bekommen
sie Unterstützung von Wissen-
schaftsminister Peter Frankenberg
(CDU). Seite 6

Ausschreibung & Vergabe

EuGH stärkt
Bieterrechte
Der Europäische Gerichtshof
(EuGH) hat nun einen Vorstoß der
EU-Kommission bestätigt. Damit
steigen die Aussichten unterlegener
Bieter auf Rechtsschutz unterhalb
der EU-Schwellenwerte. Seite 12

Kreis & Kommune

Bioenergieregion im
Nordwesten
Mit einer Reihe von Projekten wol-
len drei Landkreise zusammen den
CO2-Verbrauch bis 2012 erheblich
senken helfen. Seite 14

Kultur

Schätze in
Industriemuseen
Im Mittleren Schwarzwald stoßen
Besucher auf ungewöhnliche Klein-
ode: Gleich fünf Industriemuseen
präsentieren die Ergebnisse kreati-
ver Tüftler. Neben Auto- gibt es auch
Uhrensammlungen. Seite 28

Beilage

Der Gesamtauflage des Staatsanzei-
gers liegt in dieser Ausgabe die Beila-
ge „FORUM Verlag“ bei.

SPD legt Konzept zur Neuordnung
des Datenschutzes im Land vor
Im Innenministerium werden derzeit noch rechtliche Fragen geklärt

STUTTGART. Der Datenschutz in
Baden-Württemberg soll nach
dem Willen der Sozialdemokraten
in Zukunft beim Landtag angesie-
delt werden. Die Aufsicht über die
Einhaltung der Datenschutzre-
geln im öffentlichen sowie im
nicht öffentlichen Bereich müsse
in eine Hand kommen, unabhän-
gig, bürgernah und effizient sein,
forderte Vize-Fraktions- und SPD-
Landeschef Nils Schmid an die-
sem Donnerstag in Stuttgart.

Schmid sagte, dass das Land aus
einem entsprechenden Urteil des
Europäischen Gerichtshofs (EuGH)
endlich Konsequenzen ziehen
müsse. Die Richter hatten kritisiert,
dass in einzelnen Ländern wie Ba-
den-Württemberg der öffentliche
und nicht öffentliche Datenschutz
getrennt seien. Die SPD-Fraktion
schlägt nun vor, den Datenschutz

beim Landesbeauftragten zu bün-
deln und dessen Behörde dem
Landtag anzugliedern. Bis zu 35
Stellen müssten dafür bis zum Jahr
2012 aufgebaut werden.

Um die Unabhängigkeit zu ge-
währleisten, wollen die Sozialde-
mokraten beim Landtag eine Da-
tenschutzkommission einrichten,
die als parlamentarisches Kontroll-
organ die Aufsicht über die Daten-
schutzbehörde ausübt. Die Dienst-
aufsicht des Innenministeriums
würde entfallen, eine Fach- und
Rechtsaufsicht soll es nicht geben.

Vonseiten des Innenministeri-
ums wurde darauf hingewiesen,
dass die Folgen des EuGH-Urteils
derzeit analysiert werden. Sobald
Ergebnisse vorliegen, werde über
aufsichtsrechtliche, organisatori-
sche und verfassungsrechtliche
Fragen beraten . (sta/lsw)

Jede Menge Daten liegen in den Personal-
abteilungen von Unternehmen. FOTO: DDP


